
Besondere Bedingungen (SH 2012) für die Skipper-Haftpflicht-Versicherung
1. Versichert ist 
  die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Besitz 

und Gebrauch eines gecharterten/geliehenen Wasserfahrzeuges, 
das ausschließlich zu privaten Zwecken - ohne Berufsbesatzung 
- benutzt wird. Der Versicherungsschutz wird subsidiär gewährt. 
Versichert im Rahmen dieses Vertrages sind ausschließlich An-
sprüche, die (auch teilweise) nachweislich nicht über anderweitig 
bestehende Versicherungsverträge (auch Dritter) gedeckt sind.

2. Mitversichert sind
 a)   die persönliche gesetzliche Haftpflicht des verantwortlichen 

Führers und der sonst zur Bedienung des Fahrzeuges berech-
tigten Personen und Crew-Mitglieder,

 b)  die Benutzung von Beibooten mit Hilfsmotor bei einer Motor-
stärke bis zu 20 PS, 

 c)  die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ziehen von Wasserskiläu-
fern und Schirmdrachenfliegern, 

 d)  die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Wasserskiläufers, 
wenn und solange er sich im Schlepp des Fahrzeuges befindet,

 e)  abweichend von Ziffer 7.4. Abs. 3 Haftpflichtansprüche mitver-
sicherter Personen untereinander wegen:

   1) Personenschäden, 
   2)  Sachschäden, welche mit dem Führen des Bootes in Zusam-

menhang stehen, jedoch mit einer Selbstbeteiligung von 
EUR 150,00 je Schadenereignis.

    Im gleichen Umfang sind auch Haftpflicht-Ansprüche des Versi-
cherungsnehmers gegen die mitversicherten Personen versichert.

3. Nicht versichert sind
 a) die persönliche Haftpflicht des Schirmdrachenfliegers,
 b)  die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die sich bei der 

Beteiligung an Motorbootrennen oder bei den damit im Zusam-
menhang stehenden Übungsfahrten ereignen,

 c)  Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch bewusst gesetz-, 
vorschrifts- oder pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder 
explosiven Stoffen.

4.  Schäden an der geführten Yacht
  einschließlich nautischer Ausrüstung und losem Inventar sind 

nicht versichert. 

  Mitversichert sind jedoch abweichend von Ziffer 7.7 AHB Haft-
pflichtansprüche wegen Schäden bei amtlich nachgewiesener 
grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers.

   Die Deckungssumme beträgt im Rahmen der vertraglichen De-
ckungssumme EUR 550.000,00 je Schadenereignis und Versiche-
rungsjahr bei einer Selbstbeteiligung von EUR 2.500,00 pro

  Versicherungsfall nach Kaution.

5. Außerdem gilt

a) Für Auslandsschäden:
 1)  Eingeschlossen ist - abweichend von Ziffer 7.9 AHB - die ge-

setzliche Haftpflicht aus Schadenereignissen in der ganzen 
Welt. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Die Ver-
pflichtung des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem inländischen Geldinstitut 
angewiesen ist. 

 2)  Abweichend von Ziffer 7.9 AHB ist im Falle der vorläufigen 
Beschlagnahme eines Wassersportfahrzeuges in einem auslän-
dischen Hafen die etwa erforderliche Sicherheitsleistung oder 
Hinterlegung nur bis zu einem Gegenwert bis zu 

   EUR 125.000,00 mitversichert.
 3)  Bei Schadenereignissen in den USA und Kanada werden - ab-

weichend von Ziffer 6.5 AHB - die Aufwendungen des Versi-
cherers für Kosten als Leistungen auf die Deckungssumme 
angerechnet.

  Kosten sind: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichts-
kosten, Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schade-
nermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht 
selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung 
des Versicherers entstanden sind. 

  Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche auf 
Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder ex-
emplary damages.

b) Beim Führen ohne behördlich vorgeschriebene Fahrerlaubnis:
 1)  Ist für das Führen eines Wassersportfahrzeuges eine behörd-

liche Erlaubnis erforderlich, bleibt der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei, wenn der verantwortliche Führer 

d) Für Personen- und Sachschäden:
  Die Versicherungssumme beträgt EUR 10 Mio. pauschal für Per-

sonen- und Sachschäden je Versicherungsfall und für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres höchstens das Zweifache 
dieser Summe.

e) Für Vermögensschäden:
  Die Versicherungssumme beträgt EUR 300.000,00 für Vermö-

gensschäden je Versicherungsfall und für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres höchstens das Zweifache dieser Summe.

 
f) Für Charterausfallkosten
  Mitversichert sind Haftpflichtansprüche des Vercharterers oder 

Eigners der gecharterten Yacht über Ausfall von Chartereinnah-
men durch einen vom Versicherungsnehmer oder dessen Crew 
verursachten Schaden.

 Der Anspruch muss belegt werden durch:
 1) einen ausführlichen Schadensbericht,
 2)  den Bericht des Sachverständigen über den eingetretenen 

Schaden und der notwendigen Reparaturdauer,
 3)  den eigenen Chartervertrag sowie
 4)  den Anschlusschartervertrag bzw. die Umbuchungsunterlagen.
 
Die Deckungssumme beträgt EUR 25.000,00 je Schadenereignis und 
Versicherungsjahr. Die anteiligen Ausfallkosten für 3 Tage werden 
nicht ersetzt.

beim Eintritt des Versicherungsfalles nicht die behördlich vor-
geschriebene Erlaubnis besitzt.

 2)  Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer bestehen, wenn dieser das Vorliegen der Erlaub-
nis beim verantwortlichen Führer ohne Verschulden annehmen 
durfte oder wenn ein unberechtigter Fahrer das Fahrzeug ge-
führt hat.

c) Für Gewässerschäden:
 1)  Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögens-

schäden wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers für unmittelbare oder 
mittelbare Folgen von Veränderungen der physikalischen, 
chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewässers 
einschließlich des Grundwassers (Gewässerschäden), mit Aus-
nahme von Gewässerschäden 

   -  durch Einleiten oder Einbringen von gewässerschädlichen 
Stoffen in Gewässer oder durch sonstiges bewusstes Ein-
wirken auf  Gewässer. Dies gilt auch, wenn die Einleitung 
oder Einwirkung zur Rettung anderer Rechtsgüter geboten 
ist. 

   -  durch betriebsbedingtes Abtropfen oder Ablaufen von Öl 
oder anderen Flüssigkeiten aus Tankverschlüssen, Betan-
kungsanlagen oder aus maschinellen Einrichtungen des 
Schiffes.

 2)  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den 
Schaden durch bewusstes Abweichen von dem Gewässer-
schutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versiche-
rungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder 
Verfügungen herbeigeführt haben.

 3)  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, 
die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen 
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Gene-
ralstreik (in der Bundesrepublik oder in einem Bundesland), 
illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maß-
nahmen von hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt für Schäden 
durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte aus-
gewirkt haben.

Hamburger Yacht-Versicherung
Schomacker Versicherungsmakler GmbH
Katharinenhof/Zippelhaus 2 • 20457 Hamburg

Versicherung AG
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Auszug aus den Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB 2008) Fassung Januar 2008

Umfang des Versicherungsschutzes

1. Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall
1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos 
 für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines während 
 der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses 
 (Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich daraus 
  ergebenden Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund gesetz-

licher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts von einem 
Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen wird.

  Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung 
des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der 
Schadenverursachung, die zum Schadenereignis geführt hat, kommt es 
nicht an.

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn es sich 
 um gesetzliche Ansprüche handelt,

 1)  auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, 
Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung;

 2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung
  durchführen zu können;
 3)  wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder wegen 

des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;
 4)  auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungs-

gemäße Vertragserfüllung;
 5)  auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leistung;
 6)  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistungen. 

2. Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen
 Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung 
 erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen 
 Inhalts des Versicherungsnehmers wegen

2.1  Vermögensschäden, die weder durch Personen-, noch durch Sach-
schäden entstanden sind;

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden dann die 
 Bestimmungen über Sachschäden Anwendung.

3. Versichertes Risiko
3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht

 1)  aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angege-
benen Risiken des Versicherungsnehmers,

 2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein 
  und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für 
   Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen 

Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die  
der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen,

 3)  aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der  
Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversicherung) und die in Ziff. 
4 näher geregelt sind.

 
3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des ver-
 sicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer
 Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch
 unter den Voraussetzungen von Ziff. 21 kündigen.

4. Vorsorgeversicherung
4.1  Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu entstehen, 

sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort versichert.
 1)  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des  

Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen.
   Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. 
   Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, ent-

fällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab 
dessen Entstehung. 

   Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt 
wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue 
Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt 
hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen 
war.

 2)  Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemes-
senen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe 
des Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang 
der Anzeige nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das  
neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

4.2  Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung bis 
zur Einigung im Sinne von Ziff. 4.1 (2) auf den Betrag von EUR 1 Mio. für 
Personenschäden und EUR 500.000,00 für Sachschäden und – soweit 
vereinbart – EUR 50.000,00 für Vermögensschäden begrenzt, sofern 
nicht im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen festge-
setzt sind. 

4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken

 1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines  Kraft-, Luft-
  oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, 
  Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen;  
 2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;
 3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;
 4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen von 
  kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind.

5. Leistungen der Versicherung 
5.1  Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage, 

die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die 
Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Schadens-
ersatzverpflichtungen.

  Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der 
Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, 
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet 
ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und 
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den 
Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder 
Vergleich bestanden hätte. Ist die Schadensersatzverpflichtung des 
Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer 
festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei 
Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen.

5.2  Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Schadens 
oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmäßig  erschei-
nenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben.

  Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über  
Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist 
der  Versicherer zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den 
Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kosten.

…

Umfang des Versicherungsschutzes
1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall
2 Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen
3 Versichertes Risiko
4 Vorsorgeversicherung
5 Leistungen der Versicherung 
6 Begrenzung der Leistungen
7 Ausschlüsse

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung
8 Beginn des Versicherungsschutzes
9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag
10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung
12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
13 Beitragsregulierung
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
15 Beitragsangleichung

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung
16 Dauer und Ende des Vertrages
17 Wegfall des versicherten Risikos
18 Kündigung nach Beitragsangleichung
19 Kündigung nach Versicherungsfall
20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen
21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass
 von Rechtsvorschriften
22 Mehrfachversicherung

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers
24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

Weitere Bestimmungen
27 Mitversicherte Personen
28 Abtretungsverbot
29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung
30 Verjährung
31 Zuständiges Gericht
32 Anzuwendendes Recht

Die vollständigen Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für die Haftpflichtversicherung (AHB 2008) 
können Sie unter www.schomacker.de einsehen.

Auf Wunsch schicken wir Ihnen diese gern zu.

WICHTIG:
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Auszug aus den Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutz-Versicherung (ARB-RU 2010) Stand 01.04.2011

A Inhaltsübersicht
1. Was ist Rechtsschutz?
§1 Welche Aufgabe hat die Rechtsschutz-Versicherung?
§2   Für welche Rechtsschutzangelegenheiten gibt es Rechtsschutz?
§3   Welche Rechtsangelegenheiten umfasst der Rechtsschutz nicht?
§3a  In welchen Fällen besteht kein Versicherungsschutz wegen mangelnder 

Erfolgsaussichten oder wegen Mutwilligkeit?
§4 Wann entsteht der Anspruch auf eine Rechtsschutzleistung?
§5 Welche Kosten übernimmt der Rechtsschutzversicherer?
§6 Wo gilt die Rechtsschutz-Versicherung?

1. Inhalt der Versicherung
§1 Aufgaben der Rechtsschutz-Versicherung
  Der Versicherer erbringt die für Wahrnehmung der rechtlichen 

Interessen des Versicherungsnehmers oder des Versicherten erforder-
lichen Leistungen im vereinbarten Umfang (Rechtsschutz).

§2 Leistungsarten
 a) Schadenersatz-Rechtsschutz
   für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit 

diese nicht auch auf einer Vertragsverletzung oder einer Verletzung 
eines dinglichen Rechtes an Charterschiffen beruhen;

 g) Verwaltungs-Rechtsschutz
  aa)  für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in verkehrsrecht-

lichen Angelegenheiten vor deutschen Verwaltungsbehörden 
und Verwaltungsgerichten;

 i1)  »Passiver« Straf-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen des 
Vorwurfs

  aa)  eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskräftig 
festgestellt, dass der Versicherungsnehmer das Vergehen 
vorsätzlich begangen hat, ist er verpflichtet, dem Versicherer 
die Kosten zu erstatten, die dieser für die Verteidigung wegen 
des Vorwurfs eines vorsätzlichen Verhaltens getragen hat;

 j)  Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen 
des Vorwurfs einer Ordnungswidrigkeit;

§3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten
Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen
 1) in ursächlichem Zusammenhang mit
  a)  Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 

Streik, Aussperrung oder Erdbeben und daraus entstehenden 
Folgen (z.B. Vulkanausbruch);

 2)  a)  zur Abwehr von Schadenersatz- und Unterlassungsansprüchen, 
es sei denn, dass diese auf einer Vertragsverletzung beruhen;

 3) a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten;
  b)  in Verfahren vor internationalen oder supranationalen 

Gerichtshöfen, soweit es sich nicht um die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen von Bediensteten internationaler oder 
supranationaler Organisationen aus Arbeitsverhältnissen oder 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen handelt;

  e)  in Ordnungswidrigkeitsverfahren wegen eines Halt- 
oder Parkverstoßes; im Zusammenhang damit stehende 
Verwaltungsverfahren sind versichert;

  h)  in Verwaltungsverfahren, die dem Schutz der Umwelt (vor 
allem von Boden, Luft und Wasser) dienen oder den Erhalt von 
Subventionen zum Gegenstand haben;

 4) a)  mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutz-
Versicherungsvertrags untereinander, mitversicherter Personen 
untereinander und mitversicherter Personen gegen den 
Versicherungsnehmer; 

  d)  aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend 
gemachten Ansprüchen anderer Personen oder aus einer 
Haftung für Verbindlichkeiten anderer Personen; dies gilt nicht 
für Leasingnehmer von Motorfahrzeugen;

 5)  soweit in den Fällen des § 2 a) bis h) und l) ein ursächlicher 
Zusammenhang mit einer vom Versicherungsnehmer vorsätzlich 
begangenen Straftat besteht. Stellt sich ein solcher Zusammenhang 
im Nachhinein heraus, ist der Versicherungsnehmer zur Rückzahlung 
der Leistungen verpflichtet, die der Versicherer für ihn erbracht hat.

§3a  Ablehnung des Rechtsschutzes wegen mangelnder Erfolgsaussichten 
oder wegen Mutwilligkeit-Stichentscheid

 1)  Der Versicherer kann den Rechtsschutz ablehnen, wenn seiner 
Auffassung nach

  a)  in einem der Fälle des § 2 a) bis g) die Wahrnehmung der recht-
lichen Interessen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat

  oder
  b)  die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen mutwillig ist. 

Mutwilligkeit liegt dann vor, wenn der durch die Wahrnehmung 
der rechtlichen Interessen voraussichtlich entstehende 
Kostenaufwand unter Berücksichtigung der berechtigten 
Belange der Versichertengemeinschaft in einem groben 
Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht.

  Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer in diesen Fällen unver-
züglich unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen.

 2)  Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemäß Absatz 1 ver-
neint und stimmt der Versicherungsnehmer der Auffassung des 
Versicherers nicht zu, kann er den für ihn tätigen oder noch 
zu beauftragenden Rechtsanwalt auf Kosten des Versicherers 
veranlassen, diesem gegenüber eine begründete Stellungnahme 
abzugeben, ob die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in einem 

angemessenen Verhältnis zum angestrebten Erfolg steht und 
hinreichende Aussicht auf Erfolg verspricht. Die Entscheidung ist 
für beide Teile bindend, es sei denn, dass sie offenbar von der 
wirklichen Sach- und Rechtslage erheblich abweicht.

 3)  Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer eine Frist von min-
destens einem Monat setzen, binnen der der Versicherungsnehmer 
den Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß über die Sachlage 
zu unterrichten und die Beweismittel anzugeben hat, damit dieser 
die Stellungnahme gemäß Absatz 2 abgeben kann. Kommt der 
Versicherungsnehmer dieser Verpflichtung nicht innerhalb der vom 
Versicherer gesetzten Frist nach, entfällt der Versicherungsschutz. 
Der Versicherer ist verpflichtet, den Versicherungsnehmer ausdrück-
lich auf die mit dem Fristablauf verbundene Rechtsfolge hinzuweisen.

§4 Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz
 1)  Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines 

Rechtsschutzfalls
  a)  grundsätzlich von dem Zeitpunkt an, in dem der 

Versicherungsnehmer oder ein anderer einen Verstoß gegen 
Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften begangen hat oder 
begangen haben soll. Abweichende Regelungen sind nachfol-
gend aufgeführt;

  b)  im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a) von dem 
Schadenereignis an, das dem Anspruch zugrunde liegt 
(Folgeereignistheorie);

§5 Leistungsumfang
 1)  Der Versicherer erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur 

Wahrnehmung rechtlicher Interessen und trägt
  a)  bei Eintritt des Rechtsschutzfalls im Inland die Vergütung eines 

für den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwalts bis zur 
Höhe der gesetzlichen Vergütung eines am Ort des zuständigen 
Gerichts ansässigen Rechtsanwalts. Der Versicherer trägt in 
Fällen, in denen das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz für die 
Erteilung eines mündlichen oder schriftlichen Rates oder einer 
Auskunft (Beratung), die nicht mit einer anderen gebührenpflich-
tigen Tätigkeit zusammenhängt und für die Ausarbeitung eines 
Gutachtens keine der Höhe nach bestimmte Gebühr festsetzt, je 
nach Rechtsschutzfall eine Gebühr bis zu EUR 250,00 (zuzüglich 
Mehrwertsteuer), für den Fall der Erstberatung bis zu EUR 190,00 
(zuzüglich Mehrwertsteuer). Wohnt der Versicherungsnehmer 
mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen Gericht entfernt 
und erfolgt eine gerichtliche Wahrnehmung seiner Interessen, 
trägt der Versicherer bei den Leistungsarten gemäß § 2 a) 
bis 2 g) weitere Kosten für einen im Landgerichtsbezirk des 
Versicherungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe 

der gesetzlichen Vergütung eines Rechtsanwalts, der ledig-
lich den Verkehr mit dem Prozessbevollmächtigten führt; wird 
auf den Korrespondenzanwalt verzichtet, werden zusätzlich 
zu den Kosten des Anwalts Reisekosten bis zur Höhe einer 
Korrespondenzgebühr übernommen; Reisekosten eines im jewei-
ligen Landgerichtsbezirk ansässigen Rechtsanwalts werden dann 
übernommen, wenn das Aufsuchen des Versicherungsnehmers 
an seinem Aufenthaltsort im Inland wegen Erkrankung oder 
anderer Hinderungsgründe geboten war.

  b)  bei Eintritt eines Rechtsschutzfalls im Ausland die Vergütung eines 
für den Versicherungsnehmer tätigen, am Ort des zuständigen 
Gerichts ansässigen ausländischen oder eines im Inland zugelas-
senen Rechtsanwalts jeweils in Höhe des in Deutschland geltenden 
Gebührenrechts (Rechtsanwalt und Gericht). Im letzteren Fall 
trägt der Versicherer die Vergütung bis zur Höhe der gesetzlichen 
Vergütung, die entstanden wäre, wenn das Gericht, an dessen Ort 
der Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre, § 5 (1) a) Satz 2 
gilt entsprechend. Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 
km Luftlinie vom zuständigen Gericht entfernt und ist ein auslän-
discher Rechtsanwalt für den Versicherungsnehmer tätig, trägt 
der Versicherer weitere Kosten für einen im Landgerichtsbezirk 
des Versicherungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe 
der gesetzlichen Vergütung eines Rechtsanwalts, der lediglich den 
Verkehr mit dem ausländischen Rechtsanwalt führt;

  c)  die Gerichtskosten einschließlich Entschädigung für Zeugen und 
Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden, sowie 
die Kosten des Gerichtsvollziehers;

  e)  die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließlich 
der Entschädigung für Zeugen und Sachverständige, die von der 
Verwaltungsbehörde herangezogen werden, sowie die Kosten 
der Vollstreckung im Verwaltungswege;

…

§6 Örtlicher Geltungsbereich
  Es besteht weltweit Versicherungsschutz, wobei der Versicherer die 

Kosten bis zu einem Höchstbetrag von EUR 100.000,00 übernimmt.
…

Die vollständigen Allgemeinen Bedingungen für die 
Rechtsschutz-Versicherung (ARB-RU 2010) können 
Sie unter: www.schomacker.de einsehen.
Auf Wunsch schicken wir Ihnen diese gern zu.

WICHTIG:
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Pflichtinformationen nach § 1 der Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV)
Skipper-Haftpflicht- und Skipper-Rechtsschutz-Versicherung

Aufgrund der Verordnung über Informationspflichten bei 
Versicherungsverträgen (VVG-InfoV), ist der Versicherer verpflich-
tet, Ihnen die nachstehenden Informationen in der vorgegebenen 
Reihenfolge zu übermitteln.

1. Identität des Versicherers
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
Alte Leipziger Platz 1 • 61440 Oberursel
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Dr. Walter Botermann
Vorstand: Kai Waldmann,  Sven Waldschmidt
Sitz Oberursel (Taunus) • Rechtsform Aktiengesellschaft
Amtsgericht Bad Homburg v. d. H. HRB 1585 
St.-Nr. 045 223 0042 1 • USt.-Id. Nr. DE 811189884

2. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
vertreten durch den Vorstand
Herrn Kai Waldmann u. Herrn Sven Waldschmidt
Alte Leipziger Platz 1 • 61440 Oberursel

3. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers und zuständiges 
Aufsichtsamt
Die Hauptgeschäftstätigkeit besteht im Betrieb von Haftpflicht-,
Unfall-, Kraftfahrt- und Sachversicherungen.
Zuständiges Aufsichtsamt:
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Bereich Versicherungen • Graurheindorfer Straße 108 • 53117 Bonn

4. Angaben für das Bestehen eines Garantiefonds u.ä.
Bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im Betrieb der 
Haftpflicht, Unfall-, Kraftfahrt- und Sachversicherungen besteht, entfällt 
das Bedürfnis für einen Garantiefonds u.ä.

5. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung
Im Rahmen des Vertrages gelten die Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB 88 Fassung 2008) und 
die Besonderen Bedingungen für die Skipper-Haftpflichtversicherung (SH 
2012), bei Abschluss der Skipper-Rechtsschutz-Versicherung die ARB-
RU 2010 sowie die weiteren Bestimmungen, die sich im Bezug auf den 
Vertrag aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), dem Bürgerlichen 

Gesetzbuch (BGB), der Zivilprozessordnung (ZPO) ergeben.
Einzelheiten zum Versicherungsschutz im Rahmen des Versicherungs-
vertrages bitten wir aus den in der Broschüre abgedruckten Bedingungen 
zu entnehmen.

6. Gesamtpreis der Versicherung 
Die Prämie für die angebotene Versicherung ergibt sich aus der in der 
Broschüre enthaltenen Prämientabelle. Alle dort ausgewiesenen Prämien 
verstehen sich inklusive der gesetzlichen Versicherungssteuer.

7. Zusätzlich anfallende Kosten sowie weitere Steuern, Gebühren 
oder Kosten
Im Rahmen eines ordnungsgemäßen Vertragsverlaufs fallen keine wei-
teren Kosten an. Wir weisen darauf hin, dass bei Folgeprämienverzug 
zusätzliche Kosten, wie z.B. Mahngebühren entstehen können.

8. Zahlung und Erfüllung
Die unter Punkt 6 aufgeführten Prämien sind im Voraus für den genannten 
Zeitraum fällig.
Die Prämienschuld ist erfüllt, wenn die Überweisung von Ihrem 
Konto angewiesen wurde und dieses eine ausreichende Deckung zur 
Durchführung der Überweisung aufweist. Sollte die Überweisung mittels 
Bareinzahlung erfolgen, gilt die Prämienschuld mit der Einzahlung der 
fälligen Prämie beim entsprechenden Geldinstitut als erfüllt.

9. Gültigkeit der zur Verfügung gestellten Informationen
An die Ihnen erteilten Informationen halten wir uns bis auf Widerruf 
gebunden.

10. Hinweise auf mögliche Schwankungen der verwendeten 
Finanzinstrumente
Beim Betrieb der Skipper-Haftpflicht-Versicherung und Skipper-
Rechtsschutz-Versicherung werden keine Finanzierungsinstrumente ver-
wendet.

11. Angaben über das Zustandekommen des Vertrages
Der Versicherungsvertrag wird durch Überweisung der Versicherungs-
prämie abgeschlossen.

12. Widerrufsrecht
Bitte beachten Sie hierzu die allgemeinen Hinweise -Widerrufsrecht- auf 
Seite 45.

13. Vertragslaufzeit
Die Vertragslaufzeit ergibt sich aus dem in der Broschüre enthaltenen 
Formular / Überweisungsträger.
Der Vertrag beginnt mit dem im Überweisungsträger genannten Termin 
(frühestens mit Zahlungseingang Ihrer Prämie auf unserem Konto) und 
gilt ein Jahr. Sofern Sie ein "J" in den Überweisungsträger gesetzt haben, 
verlängert sich der Vertrag automatisch um ein weiteres Jahr (automa-
tische Prolongation), Sie erhalten dann eine Folgeprämienrechnung. 
Ansonsten endet der Vertrag automatisch. 
Bitte beachten Sie, dass Versicherungsschutz je nach gewählter 
Deckungsform entweder für 6 Wochen oder 1 Jahr (Jahresdeckung 
alle Typen) besteht.

14. Beendigung eines Vertrags
Verträge können unter bestimmten Voraussetzungen, ggf. auch vor 
Ablauf der vereinbarten Vertragslaufzeit, von Ihnen gekündigt werden. 
Die entsprechenden Voraussetzungen hierfür führen wir nachstehend auf.
Der Vertrag endet, gemäß den Regelungen der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und 
ggf. der ARB-RU 2010.

Kündigung zum Ablauf
Sofern Sie keine automatische Verlängerung wünschen, endet der 
Vertrag automatisch - ohne dass es einer Kündigung bedarf - ein Jahr 
nach dem im Überweisungsträger angegebenen Versicherungsbeginn. 
Sofern ausdrücklich von Ihnen beantragt, verlängert sich der 
Versicherungsvertrag von Jahr zu Jahr (Verlängerungsklausel) -ein J 
im Überweisungsträger-.
Diese Verträge können zum vereinbarten Vertragsablauf gekündigt wer-
den. Die Kündigung ist spätestens schriftlich drei Monate vor dem ver-
einbarten Ablauftermin an die Hamburger Yacht-Versicherung zu senden. 

Kündigung nach Schaden
Nach einem ersatzpflichtigen Schadenfall haben Sie die Möglichkeit, den 
vom Schaden betroffenen Vertrag innerhalb eines Monats nach dem 
Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung zu kündigen. Die 
Kündigung kann nicht zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen als zum 
Schluss der laufenden Versicherungsperiode.

Kündigung Risikofortfall/Prämienerhöhung
Eine Kündigungsmöglichkeit nach Risikowegfall ist nicht möglich, nur 
zum regulären Ablauf des Vertrages. Unsere Bedingungen sehen keine 

Prämienanpassungsklausel vor, insofern entfällt die Möglichkeit der 
Kündigung aufgrund Prämienerhöhung.

16. Rechtsgrundlagen bei Vertragsanbahnung
Die Vertragsanbahnung unterliegt dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland.

17. Anwendbares Recht und zuständiges Gericht
Für Vertragsverhältnisse gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
Der Gerichtsstand im Rahmen der Verträge ergibt sich aus den §§ 13, 17, 21 
und 29 Zivilprozessordnung (ZPO).

18. Sprache
Die Sprache für die Vertragsbedingungen, sämtliche Vertragsinfor-
mationen sowie die Kommunikation während der Vertragslaufzeit ist 
Deutsch.

19. Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren
Der Versicherer ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V.. 
Damit ist für Sie als besonderer Service die Möglichkeit eröffnet, den unab-
hängigen, neutralen Ombudsmann in Anspruch zu nehmen, wenn Sie mit 
einer Entscheidung einmal nicht einverstanden sein sollten. Sie müssten 
die Beschwerde innerhalb von 8 Wochen einreichen. Das Verfahren ist 
für Sie kostenfrei.
Versicherungsombudsmann e.V. • Postfach 080632 • 10006 Berlin
Tel.: 0800/36 96 00 0 • Fax: 0800/36 99 00 0
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass die Möglichkeit den Rechtsweg zu 
beschreiten hiervon unberührt bleibt.
 
20. Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde
Sollten Sie einmal Grund zur Beschwerde haben, wenden Sie sich bitte 
an die ALTE LEIPZIGER Versicherung AG, Alte Leipziger-Platz 1, 61440 
Oberursel. Darüber hinaus können Sie sich mit Ihrer Beschwerde auch 
an die zuständige Aufsichtsbehörde wenden. Die Anschrift führen wir 
nachstehend auf.
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Bereich Versicherungen • Graurheindorfer Straße 108 • 53117 Bonn

21. Besondere Vereinbarungen
Nebenabreden sind nur dann verbindlich, wenn sie der Versicherer 
durch Aufnahme in den Versicherungsschein oder Nachtrag bestätigt.
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